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Terminhinweise

Sonntag, 22. Mai, 13 Uhr, Dante-Stadion, Dantestraße

Bürgermeister Hep Monatzeder spricht Grußworte zum 30-jährigen Ver-
einsjubiläum des TSV 1975 München e.V. (Türk Gücü - Türk SV).

Sonntag, 22. Mai, 19 Uhr, Marienplatz

Sollte der TSV 1860 am kommenden Sonntag in die erste Bundesliga auf-
steigen, feiert die Mannschaft vor dem Rathaus auf einer eigens aufge-
bauten Tribüne, da der Rathausbalkon aufgrund dringender Sanierungsar-
beiten an der Fassade nicht zur Verfügung steht. Im Anschluss an die Auf-
stiegsfeier auf dem Marienplatz empfängt Bürgermeister Hep Monatzeder
Spieler und Offizielle im Kleinen Sitzungssaal des Rathauses.
Achtung Redaktionen: Für Fotografen und Kamerateams wird vor der
Mariensäule ein eigenes Podium bereitgestellt. Zugang zum Rathaus und
auf das Podium nur mit Presseausweis.

Dienstag, 24. Mai, 11 Uhr, BUGA-Gelände, Eingang West

Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert begrüßt zusammen mit der Ge-
schäftsführung der BUGA 2005, Hanspeter Faas und Andrea Gebhard,
und dem Präsidenten des Zentralverbandes Gartenbau, Karl Zwerrmann,
Bundespräsident Horst Köhler bei seinem Besuch auf der Bundesgarten-
schau 2005. Im Anschluss daran findet ein gemeinsamer Rundgang über
das BUGA-Gelände und eine Seilbahnfahrt statt.

Meldungen

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 24

(19.5.2005) In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 24 (Feldmoching -
Hasenbergl) lädt Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert am Donnerstag,
2. Juni, um 19 Uhr in die Mehrzweckhalle an der Georg-Zech-Allee 15,
80995 München, zu einer Bürgerversammlung des 24. Stadtbezirkes ein.
Zu Beginn der Versammlung findet eine Multimedia-Präsentation über den
Stadtbezirk durch Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert und Dr. Rainer
Großmann, Bezirksausschuss-Vorsitzender, statt. Die Leitung der Ver-
sammlung übernimmt Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
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1. Neues Busliniennetz
2. Transrapid
3. Bahnübergang Fasanerie – Verkehrsplanung
4. Ausbau Schleißheimer Straße

� nördlich Weitlstraße
� südlich Weitlstraße

5. Soziale Stadt Hasenbergl
� neue Projekte
� Nachfolgestruktur

6. Ludwigsfeld
� Rahmenplanung
� Zukunft der Siedlung

7. Kindergartensituation
8. Sportanlagen
9. Mobilfunk – öffentliche Informationsveranstaltung
10. Skater-Anlage
Alle Besucher der Bürgerversammlung, die an den Abstimmungen teilneh-
men wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Lichtbildausweis mitzubrin-
gen, um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu können. Sie erhalten
daraufhin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Abstimmungen mitzu-
wirken.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im
Wortlaut in der Geschäftsstelle Nord der Bezirksausschüsse 9, 10, 11 und
24, Hanauer Straße 91 a, 80993 München, für die Öffentlichkeit ausgelegt.
Ebenfalls kann in der Geschäftsstelle die Stellungnahme des Stadtrates
beziehungsweise des Bezirksausschusses zu den Anträgen eingesehen
werden.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Kreisverwaltungsreferat-Straßenverkehr,
Münchner Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizeiinspektion
und Bezirksausschuss.

Habib Tengour liest in der Rathaus-Galerie

(19.5.2005) Unter dem Titel „So ist es, das Exil! Man stirbt und lebt doch
weiter...!” liest der algerisch-französische Schriftsteller, Soziologe und
Ethnologe Habib Tengour am Dienstag, 24. Mai, um 19 Uhr in der Rathaus-
galerie.
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Habib Tengour beschäftigt sich schon seit langem mit der Situation von
Migranten und Migrantinnen, die aus Algerien, Marokko oder Tunesien
nach Frankreich eingewandert sind. Als Wissenschaftler hat er in diversen
Feldstudien den Alltag und das Leben der maghrebinischen Menschen im
Exil erforscht, zuletzt bei Hunderten von ehemaligen algerischen Minenar-
beitern in Nordfrankreich, die ihren Ruhestand in Altenheimen in der Regi-
on von Lille verbringen. Die hochaktuelle Problematik alternder Migranten
ist im übrigen eine soziopolitische Herausforderung, der sich in nächster
Zeit viele europäische Länder mit ihren „Gastarbeitern” werden stellen
müssen.
Unter dem Titel „Retraite” (Ruhestand/Rückzug) hat der Lyriker Habib Ten-
gour diese Problematik in einem Langgedicht verarbeitet. Zusammen mit
dem Fotografen Olivier de Sépibus entstand ein eindrucksvoller Foto-Ge-
dichtband, in dem Impressionen aus einem zum Behelfsaltenheim um-
funktionierten, heruntergekommenen Hotel in Marseille eingefangen wur-
den und die im März 2005 in einer Ausstellung in Marseille zu sehen wa-
ren (www.bruitdimage.com).
Habib Tengour ist zur Zeit Gast in der Villa Waldberta, das internationale
Künstlerhaus der Stadt München in Feldafing. Er wurde 1947 in der algeri-
schen Hafenstadt Mostagenem geboren und kam 1958 ins Pariser Exil
zu seinen Eltern, engagierten Kämpfern für die algerische Unabhängigkeit.
Er studierte im Paris der Studentenrevolte Soziologie und übernahm 1972
die Leitung des neugegründeten Instituts für Sozialwissenschaften an der
Universität Constantine in Algerien, das später zur Hochburg des Funda-
mentalismus wurde. Er lehrt heute an den Universitäten von Paris und
Evry Soziologie und Anthropologie. Als Autor der zweiten Migrantengene-
ration bewegt er sich sowohl physisch als auch lyrisch dauernd zwischen
den beiden Welten Orient und Okzident und wird als einer der stärksten
frankophonen Stimmen in der Poetik der postkolonialen Ära im Maghreb
bezeichnet (1997 Prix Afrique méditerranéenne). Auf der Frankfurter Buch-
messe 2004 mit dem Schwerpunkt „Arabische Welt” war Habib Tengour
mit seinem neuesten, vielbeachteten Roman „Der Fisch des Moses” ver-
treten, in dem es um die Frage geht, was junge Araber dazu veranlasst,
für den Islam in den Krieg zu ziehen.
Zur „Faszination und Ausgrenzung des Fremden”, so der Untertitel der ak-
tuell in der Rathausgalerie gezeigten Ausstellung „Xenopolis”, hat Habib
Tengour als Experte also Einiges beizutragen.
Die Romanistin, Publizistin und Übersetzerin Regina Keil-Sagawe, die sich
intensiv mit dem Werk Habib Tengours auseinander gesetzt hat, wird die
Lesung moderierend begleiten. Der Eintritt ist frei.

http://www.bruitdimage.com


Rathaus Umschau
Seite 5

Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 19. Mai 2005

Flugblatt des Personalrats des Sozialreferates

Anfrage Stadträtinnen Gisela Oberloher und Elisabeth Schosser (CSU)
vom 10.3.2005

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

Frage 1:

Gibt es beim Personal- und Sozialreferat Erkenntnisse, dass Mitarbeiter im
Sozialreferat aufgrund der Arbeitsbelastung (Verdichtung) bereits erkrankt
sind?

Antwort:

Nein, darüber liegen keine Erkenntnisse vor.

Frage 2:

Wie stellt sich der prozentuale Krankheitsausfall in den einzelnen Referaten
der Stadtverwaltung im Verhältnis zur Situation in öffentlichen Dienststellen
anderer deutscher Großstädte dar?

Antwort:

Über die Krankenstatistiken anderer Großstädte liegen keine Informatio-
nen vor; im stadtinternen Vergleich sind aktuell die Krankenstatistiken April
bis September 2003, Oktober 2003 bis März 2004 und April bis September
2004 (letztere noch ohne Schulreferat) fertiggestellt.

Der Gesamtausfall an Arbeitstagen ergibt nach diesen Unterlagen folgen-
de Quoten:
- April bis September 2003:

Sozialreferat 7,18 %, Gesamtstadt 6,31 %
- Oktober 2003 bis März 2004:

Sozialreferat 8,27 %, Gesamtstadt 7,69 %
- April bis September 2004:

Sozialreferat 6,33 %, Gesamtstadt 6,07 % (ohne Schulref.)

Diese Daten liefern aus meiner Sicht keine Erkenntnisse im Sinne der Fra-
gestellung.
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Frage 3:

Gibt es aktuelle Ergebnisse zur Mitarbeiterzufriedenheit im Sozialreferat?
a) Wenn ja, welche Erkenntnisse wurden daraus gewonnen?
b) Wenn nein, ist beabsichtigt eine derartige Untersuchung angesichts der

Vorhaltungen der Personalvertretung durchzuführen?

Antwort:

Das Sozialreferat hat in der gemeinsamen Sitzung des Kinder- und Jugend-
hilfeausschusses, des Sozialausschusses und des Sozialhilfeausschusses
vom 02.03.2004 die Ergebnisse seiner Befragung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Sozialbürgerhäuser vom Mai/Juni 2003 veröffentlicht. In
Beantwortung Ihrer Frage zu Buchstabe a) darf ich auf diese ausführliche
Bekanntgabe verweisen. Eine weitere Befragung ist gegenwärtig nicht
vorgesehen.

Frage 4:

Was sagt der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München in seiner
Eigenschaft als oberster Dienstvorgesetzter zu diesen schwerwiegenden
Vorwürfen?

Antwort:

Der Herr Oberbürgermeister weiß um die derzeitige Belastung aufgrund
der bekannten Gesetzesänderungen und hat volles Vertrauen in die zu-
ständigen Referate, dass sie auftretende Probleme in Zusammenarbeit
mit der Personalvertretung regeln können. Im Übrigen hält er die Vorwürfe
für überzogen (siehe Antwort zu Frage 1).

Frage 5:

Wie geht der unmittelbar vorgesetzte Referent des Sozialreferates mit die-
sen Klagen seiner Mitarbeiter um?

Antwort:

Die Diskussion zu den Einsparungen wurde bereits im Vorfeld im intensi-
ven Dialog mit allen örtlichen Personalratsgremien im Sozialreferat geführt.
Auch die aktuelle Personalratsinformation nehme ich sehr ernst und werde
auch weiterhin Lösungen suchen, die Arbeitsverdichtungen vermeiden
oder gering halten.
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Beschäftigungsdynamik in der öffentlichen Verwaltung?

Anfrage Stadtrat Marian Offman (CSU) vom 11.3.2005

Antwort Referat für Arbeit und Wirtschaft:

Der Herr Oberbürgermeister hat mich mit der Beantwortung Ihrer Anfrage
vom 11.03.2005, die sich auf eine Veröffentlichung des Referates für Arbeit
und Wirtschaft bezieht, beauftragt. Ihre Fragen darf ich wie folgt beantwor-
ten:

Frage 1:

Vom Verwaltungs- und Personalreferat wird seit Jahren mitgeteilt, dass in
der Landeshauptstadt weder eine Stellen- noch eine Personalaufstockung
erfolgt seien. Wie sind angesichts dieser Entwicklung die vom Referat für
Arbeit und Wirtschaft ermittelten Zahlen für die öffentliche Verwaltung zu
interpretieren?

Antwort:

Zunächst ist zu bemerken, dass in der o. g. Statistik alle sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse in der öffentlichen Verwaltung
in der Stadt München dargestellt werden, nicht nur die Beschäftigten der
Stadtverwaltung München. Diese Gesamtentwicklung kann sich natürlich
von der Entwicklung innerhalb der Stadtverwaltung unterscheiden. Ge-
nauere Angaben in welchen Bereichen, Ministerien, Patentämtern, usw.
der Zuwachs genau erfolgt ist, ist dem zur Verfügung stehenden statisti-
schen Material nicht zu entnehmen.

Der überdurchschnittliche Zuwachs im öffentlichen Dienst war bereits zur
Jahresmitte des letzten Jahres ein Thema des ebenfalls vom Referat für
Arbeit und Wirtschaft veröffentlichten Münchener Jahreswirtschaftsberich-
tes. Leider sieht die Broschüre „München der Wirtschaftsstandort”, die
rein auf die anschauliche Präsentation von Zahlen und Daten ausgelegt ist,
konzeptionell keine Erläuterungen vor.

Daher im Folgenden zu Ihrer Information der entsprechende Textauszug
von Seite 24 des „Münchener Jahreswirtschaftsberichtes 2003”.
„Auffallend ist der Anstieg im öffentlichen Sektor. Der Bereich öffentliche
Verwaltung ist wie bereits im Vorjahr um rd. 8 % gewachsen. Diese Ent-
wicklung steht eigentlich im Widerspruch zu den Einsparungen im Bereich
des öffentlichen Dienstes und ist auf einige Sonderfaktoren zurückzufüh-
ren. Zum einen dürfte sich auswirken, dass zunehmend Stellen pensionier-
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ter Beamter, die nicht in der SV-Statistik erfasst waren, durch Angestellte
besetzt werden. Ein anderer Effekt ist vermutlich die gerade im Bereich
der öffentlichen Verwaltung unterstützte Möglichkeit der Teilzeitbeschäfti-
gung. Die SV-Statistik zählt personenbezogen Beschäftigungsverhältnisse,
so dass zwei halbe Arbeitsverhältnisse als zwei SV-Beschäftigte gezählt
werden. Die größten Verschiebungen dürften auf Altersteilzeitmodelle zu-
rückzuführen sein. Dies lässt der signifikante Anstieg der Beschäftigten
im öffentlichen Dienst seit 2001 und die gesteigerten Zuwächse 2002 und
2003 vermuten. Nach Abschluss des entsprechenden Tarifvertrages 1998
begannen 1999 die ersten Alters-Teilzeitmodelle. Die Mindestansparzeit
von 2 Jahren ermöglichte es 2001 den ersten Beschäftigten diese Rege-
lung in Anspruch zu nehmen. Ähnlich den Teilzeitbeschäftigten erfolgt auch
hier statistisch eine Doppelzählung bis zum regulären Eintritt in den Ruhe-
stand.”

Die aktuellen Zahlen für 2004 die dem Referat für Arbeit und Wirtschaft
seit kurzem vorliegen untermauern die obigen Aussagen. Mit Rückführung
der Möglichkeiten in den vorzeitigen Ruhestand zu gehen, wurden zum
Stand 30.06.2004 mit 38.430 SV-Beschäftigten im öffentlichen Dienst be-
reits wieder knapp 3,2 % weniger Beschäftigte registriert.

Das Personal- und Organisationsreferat hat folgende Stellungnahme abge-
geben:

Bei der Stadtverwaltung München sind die Beschäftigtenzahlen nahezu
konstant, weil der Personalabbau der vergangenen Jahre von der Entwick-
lung auf dem Teilzeitsektor sowie den Schwerpunktbereichen Kinderbe-
treuung und Schulen überlagert wird. Die seit Jahren wirkenden Haus-
haltssicherungskonzepte führen mit Ausnahmen der genannten Bereiche
zu sinkenden Beschäftigungszahlen. Gleichzeitig kommen aber stetig
neue Aufgaben auf die Stadtverwaltung zu, die den eigentlich wesentlich
höheren Personalabbau in der übrigen Verwaltung nicht sichtbar werden
lassen. Genaue Zahlen über die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen bei
der Stadtverwaltung können Sie beim Personal- und Organisationsreferat
erhalten.

Frage 2:

Wie ist der Sektor der öffentlichen Verwaltung in der vorgenannten Veröf-
fentlichung definiert?
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Antwort:

Die Zahlen zur sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung werden dem
Referat für Arbeit und Wirtschaft von der Bundesagentur für Arbeit in
München zur Verfügung gestellt. Diese Statistik gibt arbeitsplatzbezogen
einen Überblick über sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse im Stadtgebiet. Zu Grunde liegt die Klassifikation der Wirtschafts-
zweige Ausgabe 1993 (WZ 93). Für die Abbildung wurden zum öffentlichen
Dienst folgende Wirtschaftszweige und Wirtschaftsgruppen zusammenge-
fasst:

- 75 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung
75.1 Öffentliche Verwaltung
75.2 Auswärtige Angelegenheiten, Verteidigung, Rechtsschutz, Öffent-
liche Sicherheit und Ordnung
75.3 Sozialversicherung und Arbeitsförderung

- 99 Exterritoriale Organisationen und Körperschaften

Frage 3:

Warum werden in der Studie nicht die Zahlen der Beschäftigungsentwick-
lung in anderen Wirtschaftsbereichen, wie Handel oder im produzierenden
Gewerbe, genannt?

Antwort:

Die Abbildung stellt lediglich Wachstumssektoren dar, also Bereiche in de-
nen vom Zeitraum 2000 bis 2003 eine positive Beschäftigungsentwicklung
zu verzeichnen war.
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Nach den Änderungen des Demonstrationsrechtes: Können

Demonstrationen von Neo-Nazis in München in Zukunft leichter

verboten werden?

Anfrage Stadtrat Siegfried Benker (Bündnis 90/Die Grünen) vom 14.3.2005

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Frage 1:

Welche Auswirkungen des veränderten Versammlungsrechtes sieht das
Kreisverwaltungsreferat für Demonstrationen von Neo-Nazis in München?

Antwort:

Für das Stadtgebiet München ergeben sich nach Ansicht des Kreisverwal-
tungsreferates derzeit keine Auswirkungen durch den neu geschaffenen §
15 Abs. 2 VersG.

Anders verhält es sich bei der Neufassung des § 130 Abs. 4 StGB. Dieser
neue Straftatbestand wird bei der Erstellung von Gefahrenprognosen hin-
sichtlich der öffentlichen Sicherheit im Vorfeld und bei der Überwachung
von Versammlungen vor Ort durch die Polizei zu berücksichtigen sein.
Als Grundlage für Gesamtverbote von rechtsextremistischen Versamm-
lungen wird er voraussichtlich jedoch regelmäßig nicht ausreichend sein;
insoweit sind nur – wie bisher – beschränkende Verfügungen (Eingriffe in
die Gestaltungsfreiheit durch örtliche oder zeitliche Verlegung, Auflagen
hinsichtlich der Darbietungen) denkbar.

Frage 2:

Welche Orte könnten nach Ansicht des Kreisverwaltungsreferates in Mün-
chen ein Demonstrationsverbot für Neo-Nazis rechtfertigen? Fällt nach An-
sicht des Kreisverwaltungsreferates beispielsweise der Gedenkort für die
Weiße Rose am Geschwister-Scholl-Platz oder der Platz der Opfer des Na-
tionalsozialismus unter den ergänzten § 15 des Versammlungsgesetzes?
Wird das KVR in diesem Sinne mit dem Bayerischen Innenministerium in
Verhandlungen eintreten um Orte in München in das geplante Landesge-
setz aufnehmen zu lassen?

Frage 3:

In München gibt es etliche sog. „Täterorte” wie z. B. die Feldherrnhalle oder
der Königsplatz, die als Versammlungsorte für Rechtsextremisten von her-
ausragender Bedeutung sind, um sich in die Tradition der NSDAP zu stellen.
Rechtsextremistische Versammlungen an solchen Orten sind eine besonde-
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re Verhöhnung der Opfer. Welche Auswirkungen hat das Gesetz für sog.
„Täterorte”?

Antwort:

Der neu geschaffene § 15 Abs. 2 VersG ermächtigt die Gesetzgeber, Orte
auszuweisen, an denen Versammlungen unter erleichterten Voraussetzun-
gen Beschränkungen unterworfen oder verboten werden können.

Für ortsbezogene Einschränkungen von Versammlungen kommen nur sol-
che Orte in Betracht, die als Gedenkstätte von historisch herausragender,
überregionaler Bedeutung an die Opfer der menschenunwürdigen Behand-
lung unter der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft erin-
nern.

Ob eine Gedenkstätte von „herausragender historischer Bedeutung”
ist, bestimmt sich unter anderem danach, ob sie im öffentlichen Leben
exemplarisch für einen bestimmten Verfolgungskomplex steht oder ob sie
über ein spezifisches, unverwechselbares Profil verfügt, das sich auf die
Authenzität des Ortes gründet.
Kriterien für eine „überregionale Bedeutung” der Gedenkstätte können
das Ausmaß und die Schwere der Menschenrechtsverletzungen, die dort
begangen worden sind oder derer dort gedacht wird, ihr Bekanntheitsgrad
und ihre inhaltliche Aussage sein. Als Orte im Sinne der Vorschrift kom-
men danach insbesondere ehemalige Konzentrationslager der nationalso-
zialistischen Diktatur oder Orte von vergleichbarer Bedeutung in Betracht.

§ 15 Abs. 2 VersG ist also sehr eng gefasst. Ausdrücklich sind nur Opfer-

orte geregelt und auch nur solche, die als Gedenkstätte an die national-
sozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft erinnern.
Das Wort „insbesondere” in Absatz 2 Satz 1 stellt aber klar, dass auch an
anderen Orten Versammlungen eingeschränkt oder verboten werden kön-
nen, wenn durch sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung unmittelbar
gefährdet sind.

Bei der Anhörung im Rahmen des anstehenden Gesetzgebungsverfah-
rens nach § 15 Abs. 2 Satz 3 VersG wird daher das KVR neben den Opfer-
orten wie die Münchner Freiheit, den Geschwister-Scholl-Platz, den Profes-
sor-Huber-Platz und den Platz der Opfer des Nationalsozialismus auch Tä-
terorte wie den Platz vor der Feldherrnhalle und den Königsplatz in die Dis-
kussion einbringen.
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Frage 4:

Ist es für das Verbot einer rechtsextremistischen Demonstration notwendig,
dass sich das Thema der Versammlung unmittelbar auf den Nationalsozialis-
mus bezieht?

Antwort:

Für eine Verletzung der öffentlichen Ordnung im Sinne des § 15 VersG ist
es nicht zwingend notwendig, dass sich das Versammlungsthema auf den
Nationalsozialismus bezieht.
Entscheidend kann auch das Gesamtgepräge der Versammlung (Trom-
meln, Springerstiefel etc.) und die Zusammensetzung ihrer Teilnehmer
sein. Insoweit wurden durch die Versammlungsbehörden bereits stationä-
re und sich fortbewegende Versammlungen örtlich und zeitlich verlegt und
mit weiteren Auflagen (z. B. Verbot von ausländerfeindlichen bzw. straf-
baren Äußerungen) versehen.

Anzumerken ist, dass Verbote nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung
derzeit vor Gericht regelmäßig keinen Bestand haben. Die zeitliche oder
örtliche Verlegung mittels Auflage hat dagegen bei entsprechender Gefah-
renprognose vor den Verwaltungsgerichten regelmäßig Bestand.

Frage 5:

Welche Auflagen werden Demonstrationen von Rechtsextremisten ab so-
fort aufgrund der neuen Gesetzeslage gemacht?

Antwort:

Weitere Auflagen sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich, da bereits
jetzt grundsätzlich alle strafbaren Äußerungen und Darbietungen mittels
Auflage untersagt sind; Änderungen durch den neugefassten § 130 Abs. 4
StGB ergeben sich aber im Vollzug dieser Auflage vor Ort durch Polizei und
die Strafverfolgungsbehörden.

Frage 6:

Anlässlich einer Neo-Nazi-Demonstration 2002 trugen Rechtsextremisten
ein Transparent mit der Aufschrift „Nationalsozialismus”. Unverständlicher-
weise hat die Staatsanwaltschaft damals das Tragen dieses Transparents und
damit das Werben für den Nationalsozialismus nicht beanstandet. Können
solche Transparente wenigstens ab
sofort verboten werden?
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Antwort:

Eine Vorlage der Kundgebungs- und Hilfsmittel zu einer Versammlung ist
im Vorfeld weder durchführbar noch rechtlich vertretbar; eine Vorauswahl
oder Zensur findet somit nicht statt. Die strafrechtliche Bewertung muss
deshalb vor Ort und im Einzelfall durch die hierfür zuständigen Behörden
(Polizei, Staatsanwaltschaft) vorgenommen werden.



Rathaus Umschau
Seite 14


	Inhaltsverzeichnis
	Terminhinweise 
	Meldungen 
	› Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 24 
	Habib Tengour liest in der Rathaus-Galerie  
	Antworten auf Stadtratsanfragen 
	› Flugblatt des Personalrats des Sozialreferates 
	› Beschäftigungsdynamik in der öffentlichen Verwaltung? 
	Nach den Änderungen des Demonstrationsrechtes: Können  Demonstrationen von Neo-Nazis in München in Zukunft leichter 
	verboten werden? 


